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Tagesordnungspunkt
Psychosoziale Versorgung von Geflüchteten in Dortmund
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,
 
 
Ihre Anfrage vom 11.03.2025 beantworte ich wie folgt:
 
Zu 1)
Die Beratung und Behandlung von Klient*innen im Psychosozialen Zentrum (PSZ) erfolgt auf
vielfältige Weise. 
Dazu gehört zum einen die psychologische / psychotherapeutische Arbeit:
Klärungsgespräche, Krisen- und Kurzzeitinterventionen, Suizidprophylaxe, lösungs- und
ressourcenorientierte Interventionen, Psychoedukation, Stabilisierung, Traumatherapie,
psychotherapeutische Behandlung anderer psychischen Störungen bei Erwachsenen und seit
2023 auch bei Kindern und Jugendlichen, Verfassen von psychologischen /
psychotherapeutischen Stellungnahmen im Asylverfahren für das Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge, Verwaltungsgerichte oder Ausländerbehörden und zu anderen relevanten
Zwecken wie beispielsweise bei Anträgen auf Umverteilung, Familienzusammenführung,
Änderung der Wohnsituation, ambulantes betreutes Wohnen, Schwerbehindertenausweis,
Vermittlung und Begleitung zu externen psychiatrischen und psychotherapeutischen
Behandlungsangeboten. 
Zum anderen erfolgt eine begleitende soziale Arbeit: Beratung bezüglich Asyl- und
Sozialrechts, Kontaktaufnahme zu Anwälten oder anderen relevanten Beratungsstellen,
Unterstützung beim Aufbau eines sozialen Netzes, Hilfe bei der Suche nach passenden
Sprach- und Bildungsangeboten, Beratung bei der Jobsuche, Kindergartensuche,
Unterstützung bei Kontakten und teilweise Begleitung zu Behörden.
Ferner bestehen psychotherapeutische Behandlungsmöglichkeiten für geflüchtete Menschen,
denen der Weg zum Regelsystem offen steht, über die niedergelassenen Therapeut*innen,
die bei der Kassenärztlichen Vereinigung gelistet sind und über spezielle Ambulanzen des
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Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe für Migrant*innen und traumatisierte Menschen.
 
Zu 2)
Das Land Nordrhein-Westfalen hat im Jahr 2024 285 T Euro für die Arbeit des PSZ bewilligt.
Für das Jahr 2025 sind rund 329 T Euro beantragt worden. Die Bewilligung wird vorbehaltlich
entsprechender Abrechnung anhand der Förderkriterien in gleicher Höhe ausfallen.  Bei den
Förderbedingungen durch das Land ist zu berücksichtigen, dass die Fördergelder für das PSZ
Dortmund auch für die Behandlung von Menschen vorgesehen sind, die nicht ausschließlich
aus Dortmund, sondern auch aus Nachbarkommunen kommen. 
Seitens des Bundes wurden für das Jahr 2024 43 T Euro bewilligt. Für das Jahr 2025 war
lange unklar, ob eine weitere Förderung durch den Bund möglich sei. Erst im April 2025
wurden die Förderkriterien mitgeteilt. Das PSZ hat daraufhin rund 51 T Euro beantragen
können. 
Zusätzlich zu den Bundes- und Landesmitteln hat das PSZ über die Kassenärztliche
Vereinigung Westfalen Lippe (KVWL) eine Zusatzermächtigung zur ambulanten
psychotherapeutischen und psychiatrischen Versorgung von Empfängern laufender
Leistungen nach § 2 des Asylbewerberleistungsgesetzes, die Folter, Vergewaltigung oder
sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben.
Darüber kann das PSZ regelmäßig Kostenerstattungsverfahren bei den Krankenkassen
durchführen. 
 
Im Jahr 2024 hat die Stadt Dortmund die Angebote des PSZ im Rahmen der
Verbändeförderung mit 67 T Euro unterstützt. Aufgrund der unklaren Fortsetzung der
Finanzierung durch den Bund für das Jahr 2025, hat die Stadt Dortmund über einen
Haushaltsbegleitbeschluss des Rates die ohnehin bereitgestellten Mittel um weitere 75 T Euro
ergänzt. Mithin erhält das PSZ im Jahr 2025 Zuwendungen in Höhe von 142 T Euro von der
Stadt Dortmund. Im Rahmen der Neuaufstellung der Verbändeförderung ab dem Jahr 2026
wurde ein Mehrbedarf für den Personalschlüssel des PSZ festgestellt. Um dem gestiegenen
Bedarf gerecht zu werden, erfolgt eine Anhebung der Förderung ab 2026 auf insgesamt 298
T Euro jährlich.  
 
Zu 3)
Es bestehen verschiedene Barrieren, die Geflüchteten kaum einen Zugang zur Versorgung im
Regelsystem ermöglichen. Gleichzeitig nimmt die Gesamtzahl der Personen, die einen
Versorgungsbedarf haben, zu. Dies ist auch bei Geflüchteten festzustellen, die sich bereits
seit einigen Jahren in Deutschland aufhalten, aber unter anhaltender Perspektivlosigkeit
leiden. Gegenwärtig bestehen erhebliche Wartezeiten aufgrund unzureichender personeller
Ressourcen. Durch die Mittelbereitstellung zur Finanzierung einer weiteren Therapeutenstelle
im Rahmen der Verbändeförderung, wird perspektivisch eine bessere Bedarfsdeckung
erzeugt. Unter Berücksichtigung der weiteren Entwicklung der Zugänge von Geflüchteten
sowie des Stellenzuwachses des PSZ wird die Bedarfslage im Jahr 2026 erneut zu bewerten
sein. 
Das PSZ bemüht sich derweil um eine Zulassung als „Medizinisches Versorgungszentrum“
(MVZ), um weitere Behandlungskapazitäten zu generieren, die sich über das Regelsystem
tragen. 
 
Zu 4)
In den Ansätzen für die Finanzierung des PSZ für die Jahre 2025 und 2026 sollten die Mittel
über die Beteiligung des Bundes, des Landes und der Kommune in Summe auskömmlich für
eine Aufrechterhaltung des bisherigen Leistungsumfangs sein. Durch die späte Mittelzusage
seitens des Bundes, musste einer Fachkraft gekündigt werden. Die Stelle ist nun neu zu
besetzten und ist bis zum Jahresende befristet. Kurzfristige Fördergeldzusagen sind für eine
konstante Personalausstattung erfolgskritisch und bremsen die erfolgreiche Arbeit von
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Trägern aus. 
Grundsätzlich sind Bund und Land gefragt, den tatsächlich anfallenden Behandlungsbedarf
auch jenseits von Akutbehandlungen anzuerkennen und entsprechend auskömmlich zu
finanzieren. Eine zunehmende Lastenverschiebung auf die Kommunen sollte vermieden
werden. 
 
 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen
 
 
 
 
Monika Nienaber-Willaredt
Stadträtin
 
 
 




